
KPÖ zur EU-Verfassung8

Es ist kein Zufall, dass die Verfassung der Eu-
ropäische Union gerade jetzt, zum Zeitpunkt der
Erweiterung und in der Phase der umfassenden
Durchsetzung des neoliberalen Gesellschaftssy-
stems, beschlossen werden soll. 

Schon der Prozess der Verfassungsgebung ist
weder demokratisch noch transparent verlaufen.
Der Konvent, also die Versammlung, die den vor-
liegenden Entwurf ausgearbeitet hat, wurde aus-
schließlich von RegierungsvertreterInnen, Abge-
ordneten der nationalen Parlamente, die nur Re-
präsentanten ihrer größten Fraktionen umfasste,
und einer kleinen Gruppe von Abgeordneten des
EU-Parlaments beschickt. NGO's wurden im
Laufe der Arbeit allenfalls angehört, deren Forde-
rungen aber ignoriert. 

Aber selbst diesem handverlesenen Kreis der
Konventmitglieder wurde die überwiegende
Mehrzahl der Bestimmungen vorenthalten. Wohl
durften sie sich mit den ersten zwei Teilen der Ver-
fassung beschäftigen, nicht aber mit den im 3. Teil
enthaltenen 340 konkreten Artikeln, die in der
Praxis den realen Inhalt der Verfassung ausmachen
werden. Diese wurden erst nach dem Abschluss
der Arbeit des Konvents bei einem Treffen des Eu-
ropäischen Rates in Saloniki im Juli 2003 vorge-
legt. 

Nicht zum Frieden, sondern zur
Militarisierung und Rüstung
verpflichtet 

Diese Verfassung enthält keine Verpflichtung

zum Frieden wohl aber Bestimmungen zur Milita-
risierung, Aufrüstung und gegenseitigen militäri-
schen Beistand. Es wird sowohl die enge Koopera-
tion mit der Nato als auch eine eigenständige Rol-
le eines militarisierten und hochgerüsteten Europa
für weltweite Interventionspolitik festgeschrieben. 

So wird in Artikel 40 festgehalten, dass eine ge-
meinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik
„vereinbar mit der im Rahmen der NATO (...)
festgelegten Politik ist:“ Die NATO wird zum
konstitutiven Element der Identität Europas er-
klärt. Mit der Schaffung des Instruments der
„strukturierten Zusammenarbeit“ wird der soge-
nannten Koalition der Willigen die Bildung eines
militaristischen Kerneuropas ermöglicht. Und mit
der Schaffung eines „Europäischen Amtes für Rü-
stung, Forschung und militärische Fähigkeiten“
wird eine Rüstungsagentur ins Leben gerufen zur
weiteren Stärkung des militärisch - industriellen
Komplexes. Die militärische Aufrüstung der EU
soll zwischen den einzelnen Ländern koordiniert
und mit den Rüstungskonzernen akkordiert wer-
den. 

Die österreichische Bundes-
regierung führt Scheingefechte 

Die Regierung macht sich seit Monaten stark
für die sogenannten kleinen EU-Länder. Ob es
nun 25 oder 15 nicht gewählte und jeglicher öf-
fentlicher Kontrolle entzogener Mitglieder der
„EU- Regierung“ geben soll, wird zu einer Frage
der Ehre gemacht und zum Prüfstein für Demo-
kratie in der EU. Auch die Beibehaltung der rotie-
renden Präsidentschaft liegt der Regierung sehr
am Herzen. 

Sie schweigt hingegen zu jenen Verfassungsarti-
keln, insbesondere den oben erwähnten Artikeln
I/40 und III/209, die den neutralen Status Öster-
reichs endgültig beseitigen können. Die Regierung
vermeidet die Debatte über diese Bestimmungen
und veranstaltet statt dessen ein großes Getöse
über die Besetzung von prestigeträchtigen Posten.
Ihre Haltung zur Militarisierung der EU und zur
vorgesehenen Institutionalisierung der Zusam-
menarbeit mit der NATO dringt nicht an die Öf-
fentlichkeit. Die Frage ist, ob sich die österreichi-
sche Bundesregierung überhaupt noch auf dem
Boden der Verfassung bewegt. Auch die Vertrete-
rInnen der SPÖ und der Grünen haben im EU-
Parlament dem Verfassungsentwurf zugestimmt.

Gegen eine neoliberale
militaristische Grundlage Europas 
Warum ein Nein zur EU-Verfassung aus linker Perspektive ein muss ist - Beschluss des
Bundesvorstands vom 7. November 2003.
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Landeskonferenz der KPÖ-Wien
Auf der 20. Wiener Landeskonferenz am 6. Dezember wurden folgende GenossInnen in
die neue Wr. Stadtleitung gewählt - die Wahlzahl war 81 Stimmen.


